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Zusammenfassung: Die Proteste französischer und deutscher Arbeitsloser in den Jahren 1994 bis 2004 belegen, dass ei-
ne Mobilisierung marginalisierter Personengruppen unter bestimmten Randbedingungen gelingen kann. Der vorliegende
Beitrag geht von der Annahme aus, dass die vorhandenen Organisationsstrukturen der lokalen Erwerbslosenarbeit zwar
eine notwendige Bedingung darstellen, dass sie das Protestaufkommen und die Unterschiede zwischen den Ländern aber
nicht hinreichend erklären können. Deshalb wird auf die Unterstützung durch ‚Dritte‘ – hier vor allem durch die Ge-
werkschaften – verwiesen, welche wiederum deutlich von der landesspezifischen Struktur des Gewerkschaftssystems ab-
hängt. Die vergleichende Fallanalyse der französischen und deutschen Protestepisoden kommt zu dem Ergebnis, dass die
kompetitive Kooperation der Erwerbslosen mit linken Gewerkschaftsdissidenten in Frankreich wesentlich förderlicher
war als die Aktivitäten der Erwerbslosen in Deutschland, die sich lange Zeit im Windschatten der nationalen Gewerk-
schaftsverbände bewegten.
Summary: Protests by the unemployed in France and Germany (1994–2004) proved that the mobilization of marginaliz-
ed groups may well succeed, yet requires conducive conditions to happen. This paper assumes that the existing interor-
ganizational structures of local unemployment groups and networks represent a necessary prerequisite, but that they
are not in a position to provide an adequate explanation of the intensity of protests and the differences in the two coun-
tries. We, therefore, refer to “third party” – above all trade union – support, which in its turn is strongly dependent on
the country-specific structure of trade unionism. The comparative case analysis of the German and French protest epi-
sodes concludes that the competitive cooperation with left-wing trade union dissidents in France was far more condu-
cive than the activities of the unemployed in Germany, which have long moved in the shadow of the national trade
unions.
1. Einleitung
Die sozialwissenschaftliche Untersuchung von Ar-
beitslosenprotesten hat in den 1990er Jahren einen
deutlichen Schub erhalten, der vor allem durch die
Proteste Erwerbsloser und prekär Beschäftigter in
Frankreich zwischen 1994 und 1998 ausgelöst wur-
de. Diese Proteste, die sich gegen sozialpolitische
Reformen der französischen Regierung richteten
und auf zunehmende soziale Marginalisierung hin-
zuweisen versuchten, fanden in europaweit koor-
dinierten Aktionen der Jahre 1997 bis 2001 eine
Fortsetzung. Doch auch Deutschland bot den For-
schern reichhaltiges Anschauungsmaterial, denn
zum Bundestagswahlkampf 1998 formierte sich
landesweit eine Kampagne, die später in den Protes-
ten gegen die Hartz-Reformen in den Jahren 2003
und 2004 eine wichtigere, strukturell jedoch ver-
änderte Neuauflage erhielt. Die Proteste weckten
das Interesse der französischen, der deutschen und
angelsächsischen Forscher (u.a. Demazière/Pignoni
1998, Maurer 2001, Roth 1997, Winter 1997, van
Berkel/Coenen/Vlek 1998, Steinert/Pilgram 2003),
denn Arbeitslose gelten auf Grund der sozialen
Marginalisierung und Exklusion, die sie erleiden,
eigentlich als schwer mobilisierbar und organisier-
bar. Diese Annahme hatten schon Piven und Clo-
ward (1977) vertreten, die sich mit dem ‚poor
people’s movement‘ während der ‚great depression‘
in den USA Ende der 1920er und Anfang der
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1930er Jahre befassten. Sie stützten diese These auf
die Beobachtungen, dass sich die Proteste primär in
Form kurzfristiger Rebellionen entluden, und dass
alle Versuche einer organisationellen Stabilisierung
scheiterten. Die Annahme der Unwahrscheinlich-
keit einer Organisierung und Mobilisierung Margi-
nalisierter hat sich seitdem als Tenor der Bewe-
gungsforschung insgesamt durchgesetzt (Cress/
Snow 1996, Gallas 1994, Hellmann 1997), und
dies vermutlich auch deshalb, weil sie sich mit Er-
kenntnissen anderer Forschungsrichtungen deckt.
Hier sei vor allem auf die sozialpsychologische For-
schung seit der Marienthalstudie (Jahoda/Lazars-
feld/Zeisel [1933] 1978), auf Erklärungen der
Theorie rationaler Wahl (Olson 1971, Opp 1989)
und auf Analysen der Herrschaftsstrukturen spät-
kapitalistischer Gesellschaften (Offe 2003, Offe/
Wiesenthal 1980) hingewiesen.
Die Aktionen in den Jahren 1994 bis 2004 lassen je-
doch Zweifel an der Richtigkeit dieser zentralen
theoretischen Annahme aufkommen. Die französi-
schen und deutschen Beispiele belegen nämlich,
dass die Mobilisierung von Arbeitslosen jenseits lo-
kaler und spontaner Rebellionen unter bestimmten
Umständen gelingen kann und dabei räumlich so-
wie zeitlich auch Bewegungscharakter anzunehmen
vermag.1 Die Entstehung solcher überregionaler
und zeitlich ausgedehnter Proteste bildet ein mar-
kantes soziales Phänomen, welches einer systemati-
schen und kritischen Erörterung bedarf. Zu diesem
Zweck werden wir zuerst auf die theoretischen Ar-
gumente der bisherigen Debatte eingehen, um die
hinderlichen und förderlichen Bedingungen einer
Mobilisierung Erwerbsloser darzulegen und zu dis-
kutieren. In einem zweiten Schritt werden die Pro-
teste im deutsch-französischen Vergleich kurz be-
schrieben, um diese dann durch eine Erörterung der
länderspezifischen Hintergründe und theoretisch
relevanten Rahmenbedingungen genauer zu ana-
lysieren und zu erklären. In einem abschließenden
Fazit werden wir die Ergebnisse der vergleichenden
Analyse zusammenfassen und Schlussfolgerungen
ziehen.2
2. Problemhintergrund und theoretische
Annahmen
Arbeitslose sind einer besonders folgenreichen
Form der sozialen Marginalisierung und Exklusion
ausgesetzt, da Erwerbstätigkeit in modernen Gesell-
schaften Lebenschancen und -formen maßgeblich
bestimmt. Obwohl Erwerbslose gute Gründe zum
Protestieren hätten, hat die sozialwissenschaftliche
Forschung gezeigt, dass individuelle Unmutsäuße-
rungen und lokale Proteste zwar weit verbreitet
sind, überregionales kollektives Handeln Arbeits-
loser aber auf wenige markante geschichtliche Fälle
reduziert bleibt (Piven/Cloward 1977, Valocchi
1990, Bagguley 1992). Die Unwahrscheinlichkeit
konsolidierter, überregionaler Proteste wird in der
Fachliteratur zu sozialen Bewegungen und ‚schwa-
chen Interessen‘ mit Verweis auf hemmende Fak-
toren erklärt, die sich auf Handlungsdispositionen,
-gelegenheiten und -entscheidungen beziehen.
So ist erstens festzustellen, dass Missstände und De-
privationen von den Betroffenen überhaupt erst
wahrgenommen und als ungerecht bewertet werden
müssen, um Protesthandeln auszulösen. Ein Un-
gerechtigkeitsempfinden ist bei sozial marginali-
sierten Personen aber eher unwahrscheinlich, wie
Martha Nussbaum (1999: 40) annimmt, da sich in-
dividuelle Wünsche und Zielvorstellungen generell
an sozialen Lagen und Deprivationen ausrichten
bzw. an diese anpassen. Diese Annahme wird von
verschiedenen Forschungsarbeiten unterstützt, wie
beispielsweise von sozialpsychologischen Studien,
die seit Jahoda, Lazarsfeld und Zeisel ([1933]
1978) immer wieder herausgearbeitet haben, dass
Arbeitslosigkeit auf Dauer Resignation und Apathie
hervorruft, statt zum Protesthandeln zu motivieren
(Wacker 1983). Soziologisch erhellend ist diesbe-
züglich der Habitus-Begriff von Bourdieu (1982,
1997), demzufolge unterprivilegierte Bevölkerungs-
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1 Hierbei orientieren wir uns an einer einschlägigen Defi-
nition: „Soziale Bewegung ist ein mobilisierender kollekti-
ver Akteur, der mit einer gewissen Kontinuität auf Grund-
lage hoher symbolischer Integration und geringer
Rollenspezifikation mittels variabler Organisations- und
Aktionsformen das Ziel verfolgt, grundlegenderen sozia-
len Wandel herbeizuführen, zu verhindern oder rückgän-
gig zu machen“ (Nullmeier/Raschke 1988: 3). Wichtige
Merkmale dieser Definition treffen – zumindest teilweise
– auf die hier zu analysierenden Proteste zu, denn diese
waren von mittelfristiger Dauer, gründeten auf einem zeit-
weise stabilen interorganisationellen Netz und basierten
auf einer erkennbaren kollektiven Identität mit einer ideo-
logisch-politischen Programmatik.
2 Der Beitrag greift dabei auf Ergebnisse eines Projektes
über die öffentlichen Auseinandersetzungen zur Arbeits-
losenthematik (The Contentious Politics of Unemploy-
ment in Europe: Political Claim-making, Policy Delibera-
tion and Exclusion from the Labor Market) zurück,
welches vom Schweizerischen Bundesamt für Bildung und
Wissenschaft und der Kommission der Europäischen Union
im 5. Forschungsrahmenprogramm finanziert wurde. Wei-
tere Informationen siehe: http://ics.leeds.ac.uk/eurpolcom/
unempol/
gruppen Lebensformen und -vorstellungen entfal-
ten, die ihrer prekären Position im sozialen Raum
(und damit ihren geringen Kapitalien) entsprechen.
Auf diese Weise zementiert sich die symbolische
Ohnmacht der Unterprivilegierten gegenüber einer
Ordnung, die sie als legitim, natürlich oder unabän-
derlich erleben (Steinert/Pilgram 2003). Wenn es
unter den Bedingungen einer Sozialisierung und
Internalisierung gesellschaftlicher Deprivationen
überhaupt zu subjektiv wahrgenommenen Miss-
ständen kommt, so nur mit Blick auf relative Depri-
vationen, wie es die Soziologie des abweichenden
Verhaltens gezeigt hat. Nach Runciman (1972) ent-
wickeln Individuen oder Gruppen ein Gefühl der
relativen Deprivation nur dann, wenn sie sich im
Vergleich zu anderen, aber vergleichbaren Akteuren
unfair behandelt oder benachteiligt fühlen. Depri-
vationsempfinden und eine höhere Protestbereit-
schaft werden demzufolge wahrscheinlich, wenn ei-
ne relative Verschlechterung der Lage gegenüber
Referenzgruppen oder früheren Vergleichszeitpunk-
ten (z.B. früheren Anspruchsberechtigungen) wahr-
genommen wird (Böhnisch/Cremer-Schäfer 2003).
Selbst ein Deprivationsempfinden dürfte aber nicht
unmittelbar kollektive Proteste zur Folge haben,
denn hier muss zweitens auf institutionalisierte –
im Falle der Arbeitslosen ungünstige – Handlungs-
gelegenheiten verwiesen werden. So hat Bagguley
(1992) gezeigt, dass die Zentralisierung, Bürokrati-
sierung und Verrechtlichung der Sozialpolitik kol-
lektive Risiken wie Arbeitslosigkeit entpolitisiert
und mit Blick auf Anspruchsberechtigungen indivi-
dualisiert haben. Damit schwindet der Spielraum
für kollektives Handeln erheblich. Des Weiteren hat
Offe (2003: 22ff.) argumentiert, dass der spätkapita-
listische Wohlfahrtsstaat durch seine Orientierung
an systemstabilisierenden Befriedungsinstrumenten
die Selektivität der politischen Teilhabe erhöht, in-
dem er korporative Akteure bevorzugt, die durch
Leistungen am Funktionieren des Gemeinwesens be-
teiligt werden, und die sich durch Leistungsverwei-
gerung auch jenseits demokratischer Verfahren Ein-
flusschancen erschließen können. Damit wird die
Organisations- und Konfliktfähigkeit von gesell-
schaftlichen Interessen zum entscheidenden Stolper-
stein der politischen Partizipation. Arbeitslose ha-
ben hierbei eine schlechte Ausgangslage, da es sich
bei ihnen um einen sehr heterogenen Personenkreis
handelt (Rein/Scherer 1993), bei dem gemeinsame
Interessen erst ausgehandelt und definiert werden
müssen (auch Schnabel 2003). Das Fehlen breiterer
kommunikativer Zusammenhänge der Erwerbs-
losen untereinander (Walker 1991) erschwert dies
zusätzlich. Ihnen fehlen die für die Organisierung
notwendigen materiellen Ressourcen, und sie ver-
fügen über geringes Druck- oder Drohpotenzial mit
Blick auf politisch relevante Teilhabeleistungen
(Offe/Wiesenthal 1980).
Drittens – so argumentiert die Theorie rationaler
Wahl – ist das Nicht-Zustandekommen von Ar-
beitslosenprotesten oder -bewegungen auf Grund
rationaler, individueller Entscheidungen am wahr-
scheinlichsten (Olson 1971, Opp 1989). Dem Tritt-
brettfahrertheorem folgend wird sich der einzelne
Arbeitslose der Teilnahme an kollektivem Handeln
entziehen, da er hierdurch die Kosten des Protestes
vermeiden kann, ohne vom Nutzen der u.U. erstrit-
tenen Vorteile ausgeschlossen zu werden (Schnabel
2003). Zudem ist ‚exit‘ angesichts der Stigmatisie-
rung von Arbeitslosen (Wolski-Prenger 1996:
20,2000) wahrscheinlicher als ‚voice‘ (Hirschman
1970), denn Betroffene vermeiden es, ihre Lage öf-
fentlich zu demonstrieren, womit sie eher zum so-
zialen Rückzug neigen (Wacker 1983). Ebenso
kann eine individuelle Lösungsstrategie (z.B. Um-
schulungen, Wiedereingliederungshilfen, unbeding-
te Jobvermittlung) vielversprechender sein, zumal
ein Großteil der Erwerbslosen nur temporär ohne
Arbeit ist. Doch auch wenn dieser Ausstieg aus der
Arbeitslosigkeit nicht realistisch erscheint, können
individuelle Strategien des ‚coping‘ (Steinert/Pil-
gram 2003) bzw. spontane Unmutsäußerungen vor-
teilhafter sein als ‚voice‘. Vor diesem Hintergrund
geht die bisherige Forschung davon aus, dass indivi-
duelles, alltägliches und/oder spontanes Aufbegeh-
ren für Erwerbslose (Rein/Scherer 1993, Rein 1997,
Piven/Cloward 1977) eher kennzeichnend ist als
kollektive Protestmobilisierung.
Fassen wir die Annahmen zusammen, so sprechen
die soziale Marginalisierung und die geringe Pro-
testaffinität von Arbeitslosen, die individuellen und
klientelistischen Abhängigkeiten vom Wohlfahrts-
staat, die ausgeprägte Ressourcenarmut sowie das
geringe Druckpotenzial und die schwachen Erfolgs-
wahrscheinlichkeiten gegen eine Mobilisierung Er-
werbsloser. Am Determinismus dieser Grundaus-
sage ist von Seiten der Forschung zu ‚schwachen
Interessen‘ aber wiederholt Kritik geübt worden
(u.a. Winter 1997, 2000, Maurer 2001, van Berkel/
Coenen/Vlek 1998, Roth 1997, Kerbo/Schaffer
1986). Zunächst ist auf einzelne empirische Beispie-
le der Mobilisierung sozial Marginalisierter hinge-
wiesen worden, die angesichts der Theorielage nach
einer befriedigenden Erklärung verlangen (Bagguley
1992). Des Weiteren muss in Erinnerung gerufen
werden, dass die besprochenen Theorieansätze
selbst keine deterministischen Schlüsse ziehen, son-
dern argumentieren, dass Protestverhalten unter be-
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stimmten Randbedingungen unwahrscheinlich ist.
Die Tatsache, dass Erwerbslosenproteste primär auf
der lokalen Ebene angesiedelt sind, spricht für eine
erhöhte Protestwahrscheinlichkeit unter den hier
vorliegenden Rahmenbedingungen (u.a., Piven/Clo-
ward 1977, Rein/Scherer 1993, Chopart/Eme/Lavil-
le/Mouriaux 1998, Wolski-Prenger 1998). Die Kos-
ten einer Organisierung und Mobilisierung von
Arbeitslosen fallen vor Ort geringer aus, während se-
lektive Anreize der lokalen Erwerbslosenorganisa-
tionen (z.B. Informationen, Kontakte und Dienst-
leistungen) den Nutzen einer Beteiligung an
kollektiven Aktionen für Arbeitslose erhöhen (Gal-
las 1994). Durch gemeinsame Erfahrungen auf der
lokalen Ebene wird Arbeitslosigkeit zudem zu
einem kollektiv empfundenen Unrechtsproblem,
bspw. bei Werksschließungen oder Massenentlas-
sungen sowie bei Sozialkürzungen, die in struktur-
schwachen Gebieten einen höheren Anteil der orts-
ansässigen Bevölkerung treffen (Croucher 1987).
Auch ist die Konfliktfähigkeit auf der kommunalen
Ebene größer, weil Leistungsempfänger die Funk-
tionsfähigkeit von Behörden unterminieren können
(z.B. Widerspruchs- oder Antragsfluten, Besetzun-
gen von Ämtern). Darin können sie auch Druck-
potenzial generieren, das sich in der Aushandlung
konkreter Zugeständnisse (z.B. finanzielle Vergüns-
tigungen bei kommunalen Diensten) materialisieren
kann (Bagguley 1992). Nicht unerheblich dürfte
auch sein, dass die Zugangshürden zur lokalen Me-
dienberichterstattung geringer ausfallen, wodurch
Erwerbsloseninitiativen und deren Aktionen auch
für andere Akteure (z.B. unentschlossene Betroffe-
ne, potenzielle Koalitionspartner) besser wahr-
nehmbar werden (Pierru 2000).
Schließlich ist kritisch anzumerken, dass sich die
Rezeption der beschriebenen Theorieansätze auf
die Erklärung des Ausbleibens von kollektivem Pro-
test kapriziert hat, ohne die begünstigenden Mecha-
nismen und Bedingungen genügend zu berücksichti-
gen, die zu den entworfenen Erklärungsversuchen
passen. Zunächst kann sich die lokale Erwerbs-
losenarbeit mit ihren vielen Trägern protestförder-
lich auswirken, selbst wenn diese nicht politisch
orientiert ist, da hier Organisationen am Werke
sind, die über Eigenressourcen (und damit auch
über selektive Anreize) verfügen und ein ausgespro-
chenes Interesse an der Mobilisierung Arbeitsloser
gewinnen können (z.B. angesichts schrumpfender
staatlicher Förderetats). Des Weiteren hat Winter
(1997,2000) mit Verweis auf die Theorie der kriti-
schen Masse (Oliver/Marwell/Teixeira 1985) argu-
mentiert, dass kollektives Handeln schon dann in
Gang kommt, wenn die Größe und der Status einer
aktiven Untergruppe einen gewissen Schwellenwert
erreicht hat. Die Kollektivgutproblematik kann
folglich durch eine Subgruppe von Betroffenen
überwunden werden, sobald diese durch höhere Ei-
genleistungen ‚in Vorlage‘ geht und darin eine kata-
lytische Wirkung auf zukünftige Proteste im Sinne
selbstverstärkender Effekte übernimmt. Die Chan-
ce, dass es unter Arbeitslosen eine solche Subgruppe
gibt, ist hoch, da wir es bei Erwerbslosen eher mit
einer administrativen Kategorie zu tun haben, die
sehr heterogene Bevölkerungsgruppen umschließt.
In Zeiten von Massenarbeitslosigkeit sind auch Per-
sonen der Mittelschichten zunehmend betroffen,
die auf Grund ihrer sozialen Herkunft ein größeres
Empfinden relativer Deprivation durch Arbeits-
losigkeit und sozialpolitische Leistungskürzungen
entwickeln und umfangreichere Ressourcen mit-
bringen dürften.
Der Hinweis auf die protestförderliche Rolle von
Subgruppen führt uns zu einem anderen begüns-
tigenden Faktor, der für unsere Ausführungen von
großer Bedeutung ist: die Unterstützung der Protes-
te durch Dritte (z.B. Gewerkschaften), die als poli-
tische Unternehmer oder Sponsoren in Erscheinung
treten können (Winter 2000). Obschon dieser för-
derliche Faktor bei allen sozialen Bewegungen am
Werk ist (McCarthy/Zald 1977, McAdam 1982,
Cress/Snow 1996), sind ‚schwache Interessen‘ auf
Start- und/oder Begleithilfen besonders angewiesen,
wie Lipsky argumentiert hat: „the ‚problem of the
powerless‘ in protest activity is to activate third
parties to enter the implicit or explicit bargaining
arena in ways favourable to the protestors“ (Lipsky
1970: 2). Dritte können als politische Unternehmer
Organisationsfunktionen übernehmen und als Spon-
soren Ressourcenarmut überwinden helfen; sie kön-
nen an der Formierung von kollektiven Identitäten,
Zielsetzungen oder Forderungen mitwirken, die
mehr öffentliche und massenmediale Resonanz er-
zeugen; und sie können schließlich bei der Interes-
senvermittlung gegenüber Verbänden und Staat för-
derlich sein. Allerdings hat Sachße (1983) mit
Recht darauf verwiesen, dass die Fremdhilfe, die
beispielsweise die Gewerkschaften den Erwerbs-
loseninitiativen zur Verfügung stellt, von eigenen
Zielsetzungen, Interessen oder Überzeugungen be-
stimmt oder zumindest geprägt ist und somit oft ei-
ne Form der Selbsthilfe darstellt. Unterstützung ist
an solche Eigeninteressen oder -ziele auch deshalb
rückgebunden, weil mögliche Hilfestellungen durch
Dritte unmittelbar von deren Positionen und Funk-
tionen im sozialen Raum bestimmt werden.
Der Hinweis auf die Unterstützung durch Dritte
verweist uns deshalb auf die Bedeutung politischer
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Gelegenheitsstrukturen (Kitschelt 1986). Nach Sid-
ney Tarrow (1991) sind damit diejenigen Struktu-
ren des politischen Systems gemeint, die für die Ge-
nese und Entfaltung sozialer Bewegungen bzw.
kollektiven Handelns förderlich oder nachteilig
sind. Als eher förderliche Rahmenbedingungen
macht Tarrow die Offenheit des Zugangs zu den
politischen Institutionen, die Instabilität politischer
Wählerbindungen, die Existenz einflussreicher Ver-
bündeter sowie die Heterogenität der Eliten aus.
Politische Gelegenheitsstrukturen haben insofern
einen Einfluss auf die oben genannten Mobilisie-
rungsstrukturen, als sie den Radius möglicher Un-
terstützung und entsprechender Allianzen ein-
schränken oder erweitern. Dies gilt zunächst für
eine enge Definition politischer Gelegenheitsstruk-
turen, die den Blick auf staatliche Akteure und poli-
tische Eliten eingrenzt. Aussagekräftiger für eine
Analyse der hier thematisierten Proteste ist eine er-
weiterte Konzeption der politischen Gelegenheits-
strukturen, die neben den staatlichen Institutionen
auch intermediäre Instanzen (Parteien und Verbän-
de) einbezieht. Dieser Auffassung zufolge können
die Struktur der Gewerkschaftslandschaft und die in-
stitutionelle Einbindung der Gewerkschaften in die
politische Willensbildung und Entscheidungsfindung
als mobilisierungsrelevante Merkmale der politi-
schen Gelegenheitsstrukturen verstanden werden. So
ist anzunehmen, dass ein hoher gewerkschaftlicher
Organisationsgrad unter den Erwerbsfähigen, eine
starke Konzentration des Gewerkschaftssystems in
wenige Zentralverbände sowie eine umfangreichere
Mitwirkung bzw. Einbindung von Gewerkschaften
in politische Steuerungsinstitutionen (Traxler 2003,
Ebbinghaus/Visser 1997) die Mobilisierungschan-
cen von Erwerbslosen mindern, denn diese Ge-
gebenheiten etablieren ein größeres Repräsenta-
tionsmonopol der Gewerkschaften gegenüber den
(erwerbstätigen und -losen) Arbeitnehmern, das
sozial befriedende Wirkungen auf die politische In-
teressenvertretung zeigt. Im Umkehrschluss ist zu
erwarten, dass die Chancen für kollektives Protest-
handeln ‚schwacher Interessen‘ größer sind, sobald
der Organisations- und Konzentrationsgrad der Ge-
werkschaften geringer ausfällt, da ein Repräsenta-
tionsmonopol gerade gegenüber den Erwerbslosen
und ihren Initiativen nicht greift. Des Weiteren stei-
gert eine ideologisch fragmentierte Gewerkschafts-
landschaft die Wahrscheinlichkeit von Protesten
Erwerbsloser im Sinne Tarrows (1991), denn inner-
halb der Gewerkschaftsbewegung dürfte sich der
organisierte Dissens über die ‚staatstragende‘ Rolle
und Funktion der (gemäßigten oder majoritären)
Gewerkschaften gerade bei strittigen Reformpro-
jekten der Regierungen erhöhen, womit die Bedeu-
tung mobilisierungsförderlicher politischer Unter-
nehmer steigen müsste.
Die augenfälligen Unterschiede im Protestauf-
kommen und -verlauf zwischen Frankreich und
Deutschland ermöglichen es, die angenommenen
Wechselwirkungen zwischen (internen) Mobilisie-
rungsprozessen und (externen) Gelegenheitsstruk-
turen komparativ zu entschlüsseln. Mit Blick auf
die Organisations- und Mobilisierungsfähigkeit
von Arbeitslosen werden wir argumentieren, dass
diese in beiden Ländern durch die prekäre Lage von
Arbeitslosen gleich ungünstig sein müsste und
damit als Erklärung für Unterschiede im Protest-
aufkommen eher ausgeklammert werden dürfte.
Demgegenüber werden wir zeigen, dass die Gele-
genheitsstrukturen in Frankreich gerade mit Blick
auf die Rolle der Gewerkschaften protestförderli-
cher waren als in Deutschland – wobei wir hier wie-
derum zwischen der Situation in West- und Ost-
deutschland unterscheiden werden.
3. Arbeitslosenproteste in Frankreich und
Deutschland im Vergleich
Die bislang skizzierten Fragestellungen und Annah-
men sollen im Folgenden empirisch diskutiert und
beantwortet werden. Zu diesem Zweck bedienen
wir uns einer qualitativen und komparativen Fall-
analyse, die sich vor allem auf Dokumente und In-
terviews mit Bewegungsakteuren und Unterstützern
sowie auf relevante Einzelergebnisse einer inhalts-
analytischen Zeitungsauswertung stützt.3
Die Datenlage zu politischen Protesten Arbeitsloser
ist insgesamt dürftig, und auch zu den Aktivitäten
der Erwerbsloseninitiativen gibt es weder ein um-
fassendes Archiv noch eine Datenbank, die entspre-
chende Ereignisse systematisch erfasst. Allerdings
ergeben die publizierten Fallstudien wie auch unse-
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3 Der deutsch-französische Vergleich erscheint gerechtfer-
tigt und für die Fragestellung vielversprechend, da die Pro-
teste Erwerbsloser in diesen beiden Ländern ausgeprägter
waren als im restlichen Europa. Neben der Analyse ak-
teursspezifischer Dokumente (Pressetexte, Internetauftrit-
te, Dossiers), führten wir eine Reihe von teilstandardisier-
ten Interviews mit einer Auswahl zentraler Akteure: im
Bundestag vertretene Parteien, Wirtschaftsverbände, Wirt-
schaftsforschungsinstitute, Gewerkschaften und Wohl-
fahrtsverbände. Weitere Gespräche führten wir mit vier
nationalen Erwerbslosennetzwerken sowie mit sechs loka-
len Erwerbsloseninitiativen. Die Darstellung der französi-
schen Proteste basiert auf der einschlägigen Fachliteratur
sowie auf Ergebnissen unserer Projektpartner (Fußnote 2).
Zur Zeitungsauswertung siehe Fußnote 5.
re Interviews und Zeitungsdaten ein konsistentes
Bild. So wurden die hier untersuchten Proteste von
lokalen und nationalen Allianzen getragen, in de-
nen die Initiativen der Arbeitslosen und prekär
Beschäftigten einerseits und die Gewerkschaften
andererseits eine herausgehobene Rolle spielten.
Während die Gewerkschaften bei einzelnen Mas-
sendemonstrationen die Federführung übernahmen,
wurde die Mehrzahl der hier untersuchten lokalen
(z.T. auch national koordinierten) Proteste von Ar-
beitsloseninitiativen organisiert und von Erwerbs-
losen und prekär Beschäftigten getragen4 – wobei
dies zumeist in Kooperation und mit Unterstützung
breiterer Allianzen geschah, wie wir noch sehen
werden. Die Tatsache, dass wir es mit Erwerbs-
losenprotesten zu tun haben, lässt sich auch an den
Forderungen ablesen, denn viele Aktionen leiteten
sich aus den unmittelbaren Interessen von Arbeits-
losen ab. So ging es um die Sicherung individueller
Ansprüche gegenüber den kommunalen Behörden,
die Abwendung einer Verschärfung der Zumutbar-
keitsregelungen usw. Gefordert wurden zudem der
freie Zugang Erwerbsloser zu öffentlichen Ver-
kehrsmitteln, zu erschwinglichem Wohnraum und
zu bezahlbarer Energieversorgung. Auch allge-
meinere Forderungen wie etwa garantiertes Ein-
kommen oder die Aufstockung staatlicher Sozial-
ausgaben spielten eine Rolle. In Bezug auf die
Aktionsformen rekurrierten die Proteste vor allem
auf das Aktionsrepertoire neuer sozialer Bewegun-
gen. Hier sind z.B. Demonstrationen und Märsche,
Formen des zivilen Ungehorsams (z.B. die Beset-
zung von Behörden und das Sich-Anketten an öf-
fentliche Gebäude), symbolische Aktionen (bspw.
Sklavenmärsche oder das Absuchen von Straßen
und Plätzen nach Arbeit) sowie Blitzinterventionen
gegen Räumungen oder Haushaltsauflösungen zu
nennen. Die Hauptadressaten vieler Proteste waren
weder Privatunternehmen noch politische Entschei-
dungsträger auf der nationalen Ebene, sondern vor
allem kommunale Behörden, wie Rathäuser, Sozial-
hilfebehörden oder Arbeitsvermittlungsämter, die
zu den unmittelbaren Ansprechpartnern von Ar-
beitslosen gehören. In den genannten Aspekten
zeigten sich augenfällige Unterschiede zu den For-
derungen und Aktionsformen der Gewerkschaften,
die zu den Hauptunterstützern gehörten (Bagguley
1992, Chopart/Eme/Laville/Mouriaux 1998).
Neben den hier genannten Gemeinsamkeiten in bei-
den Ländern lassen sich auch entscheidende Unter-
schiede im Protestaufkommen herausstellen, die ei-
nen wichtigen Bezugspunkt für den anschließenden
Ländervergleich der protestförderlichen Bedingun-
gen liefern. Hier zeichnen die Fachliteratur und
unsere Dokumente sowie Interviews ein über-
einstimmendes Bild der länderspezifischen Protest-
merkmale. So setzten die Aktionen 1994 zunächst
in Frankreich ein und lieferten mit der Protestwelle
zum Jahreswechsel 1997/1998 einen wichtigen An-
stoß für die Aktivitäten von 1998 in Deutschland.
Kennzeichnend für die französischen Proteste ist
neben der Kontinuität auch die größere Radikalität,
die sich an den zugrunde liegenden Protestformen
festmachen lässt. Während konventionelle Inter-
ventionen (z.B. Pressekonferenzen, Teilnahme bei
Anhörungen, schriftliche Eingaben) sowie demonst-
rative Aktionen (z.B. Märsche, Verteilung von
Flugblättern, symbolische Aktionen) eher die deut-
schen Proteste prägten, wurden von den französi-
schen Initiativen öfter konfrontative Aktivitäten
(z.B. Besetzungen, Störungen behördlicher Abläufe,
die Verhinderung von Räumungen) durchgeführt.
Erkennbar ist auch, dass die französischen Proteste
einen höheren Grad an öffentlicher Präsenz in den
Massenmedien sichern konnten. Tabelle 1 fasst die
hier relevanten Ergebnisse unserer Zeitungsanalyse
zusammen, indem sie zeigt, wie häufig Arbeitslose
und ihre Organisationen zu Wort kamen und wel-
che Aktionsformen diesen Meldungen zugrunde la-
gen.5 Die Zahlen belegen die bereits genannten
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4 Dieses Bild wird nicht nur von den vielen lokalen Me-
dienberichten bestätigt (KOS 1998); auch verschiedene
Fallstudien zu den deutschen und französischen Protesten
unterstreichen die Teilnahme Erwerbsloser; siehe unter
vielen anderen Maurer 2001, Combesque 1998. Empiri-
sche Belege liefert zudem eine Umfrage unter Teilnehmern
der ostdeutschen Montagsdemonstrationen im Sommer
2004. Hier war ein Großteil der Demonstranten persön-
lich betroffen. Laut einer Umfrage unter 333 Demonstran-
ten in Magdeburg am 13.9.04 bezogen 42% der Teilneh-
mer Arbeitslosengeld bzw. -hilfe. Etwa die Hälfte der
Teilnehmer hat die Hochschulreife (Roth 2005). Schließ-
lich sind die Demonstranten durch eine ausgesprochene
Distanz zu den etablierten Parteien gekennzeichnet (Küp-
per/Zick/Kühn 2005).
5 Diese Daten stammen aus einer quantitativen Inhalts-
analyse der Süddeutschen Zeitung und von Le Monde für
die Jahre zwischen 1995 und 2002. Die Stichprobe besteht
aus allen Zeitungsartikeln der Montags-, Mittwochs- und
Freitagsausgabe, die sich mit dem Thema Arbeitslosigkeit
befassten und auf den Seiten erschienen waren, die der na-
tionalen Berichterstattung zu diesem Themenbereich am
deutlichsten verschrieben sind: der Titelseite sowie den
Politik- und Wirtschaftsseiten. Die Zeitungsartikel wur-
den nach einem einheitlichen Kodierbuch ausgewertet,
das den Grundelementen der Inhaltsanalyse entsprach.
Gemäß des ‚claims-making‘-Ansatzes (Koopmans/Stat-
ham 1999) ging es um die Ermittlung der in der Medien-
öffentlichkeit präsenten Akteure und ihrer Interventionen,
Länderunterschiede in Bezug auf Protestart und
-verlauf.6 Sie zeigen aber auch, dass die Arbeits-
losenproteste in Frankreich in der Gesamtbericht-
erstattung wesentlich präsenter waren als in
Deutschland. Betrachten wir das herausgehobene
Jahr 1998, so machen die Aktivitäten in Deutsch-
land nur 5% aller Wortmeldungen aus, während es
in Frankreich immerhin 25% sind. Damit gelang es
den französischen Arbeitslosen viel besser, den öf-
fentlichen Raum mit ihren Themen und Forderun-
gen zu besetzen, als dies in Deutschland der Fall
war.
Gemäß unserer oben erörterten theoretischen An-
nahmen werden wir im Folgenden zunächst den
Protestverlauf in den Ländern darlegen, um diesen
dann mit Blick auf die relevanten Kontextbedin-
gungen (Anlässe, Organisationsstrukturen der Er-
werbslosenarbeit sowie Rolle und Struktur politi-
scher Unternehmer) zu erklären. Im deutschen Fall
werden die zwei Protestepisoden (1998 sowie
2003–2004) nacheinander analysiert, da zwei un-
terschiedliche Protestdynamiken mit je spezifischen
Gelegenheitsstrukturen auszumachen sind.
3.1 Arbeitslosenproteste in Frankreich
Die landesweiten Proteste von Arbeitslosen und
prekär Beschäftigten setzten Mitte der 1990er Jahre
ein. Den Anfang dieser Proteste bildeten Märsche,
die zwischen April und Mai 1994 von fünf Städten
ausgehend sternförmig auf Paris zuliefen, und auf
deren Strecke viele Aktionen durchgeführt wurden,
die sich gegen Sozialabbau und gesellschaftliche
Ausgrenzung richteten. An den lokalen Aktivitäten
nahmen jeweils mehrere Hundert Aktivisten und
Unterstützer teil, an der Abschlussdemonstration in
Paris an die 20.000 Personen (Maurer 2001: 13,
Chabanet 2002: 470). Eineinhalb Jahre später fan-
den landesweite Proteste und Streiks statt, die zwi-
schen November und Dezember 1995 von der Ei-
senbahnergewerkschaft angeführt und von vielen
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes unter-
stützt wurden. An den zahlreichen Aktionen und
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Tabelle 1 (Veröffentlichte) Aktionen und Aktionsformen nach Jahr (absolute Zahlen)
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Zeilen-
summe
Frankreich
Stellungnahmen 0 3 1 6 4 5 2 3 24
Proteste 6 11 4 16 3 10 1 1 52
konventionelle 1 0 0 2 0 1 0 0 4
demonstrative 3 6 2 10 3 7 1 1 33
konfrontative 2 5 2 4 0 2 0 0 15
Spaltensumme 6 14 5 22 7 15 3 4 76
alle Akteure und
Anteil Arbeitslose
97 /
6,2
91 /
15,4
169 /
3,0
87 /
25,3
78 /
9,0
90 /
16,7
91 /
3,3
88 /
4,5
791 /
9,6
Deutschland
Stellungnahmen 4 0 2 3 1 0 1 1 12
Proteste 0 0 1 26 0 0 0 0 27
konventionelle 0 0 0 0 0 0 0 0 0
demonstrative 0 0 1 21 0 0 0 0 22
konfrontative 0 0 0 5 0 0 0 0 5
Gesamtaktivitäten 4 0 3 29 1 0 1 1 39
alle Akteure und
Anteil Arbeitslose
441 /
0,9
690 /
0,0
515 /
0,6
565 /
5,1
356 /
0,3
258 /
0,0
418 /
0,2
608 /
0,2
3851 /
1,0
um damit öffentliche Auseinandersetzungen und Debatten
über die Zeit zu rekonstruieren. Wir danken den französi-
schen Projektpartnern für die Bereitstellung der Daten ih-
rer Analyse.
6 Dies erstaunt auch nicht, da empirische Analysen von
Protestereignissen die Validität und Reliabilität von Zei-
tungsdaten (vor allem die der Prestigeblätter) weitest-
gehend bestätigt haben. Die Berichterstattung neigt nur
dazu, größere Ereignisse in der Nähe des Erscheinungs-
ortes stärker zu bevorzugen (Kerbo/Shaffer 1986, Snyder/
Kelly 1977, Franzosi 1987, Tilly/Tilly/Tilly 1975).
Massendemonstrationen beteiligten sich auch zahl-
reiche Arbeitsloseninitiativen, die damit ihre Soli-
darität mit dem Widerstand der Erwerbstätigen ge-
gen den „Plan Juppé“ ausdrücken wollten, der
substantielle Einschnitte bei Sozialleistungen (vor
allem bei Renten- und Krankenversicherungen) so-
wie ein Einfrieren der Löhne im öffentlichen Dienst
vorsah. Die Arbeitsloseninitiativen spielten bei die-
sen Protesten nur eine unterstützende Rolle, da es
hier primär um Forderungen Erwerbstätiger ging.
Für die seit Anfang der 1990er Jahre stattfindende
Annäherung zwischen Gewerkschaftlern und Ar-
beitslosenaktivisten ist dieser ‚mouvement social‘
vom Winter 1995 aber dennoch von großer Bedeu-
tung (Demazière/Pignoni 1998). Die Arbeitslosen-
proteste erreichten zwei Jahre später ihren Höhe-
punkt. Diese Aktionen setzten Ende 1997 in
Marseille und Arras ein, weiteten sich schnell auf
das ganze Land aus und hielten bis Mitte 1998 an –
u.a. durch landesweite Proteste zum 7. Januar
1998, an denen sich bis zu 30.000 Menschen betei-
ligten (Maurer 2001: 13). Die Aktionen griffen vor
allem das Thema der ‚prime de Noël‘ auf, einer
weihnachtlichen Sonderzahlung, die von Arbeits-
losenkassen (ASSEDIC) aus einem paritätisch gelei-
teten Sozialfond an Arbeitslose ausgezahlt wurde,
und die im Zuge der Reorganisation der Kassen
ausgesetzt worden war. Die Proteste sprachen sich
u.a. für den Erhalt bzw. für eine rechtliche Fest-
schreibung dieser Weihnachtszulage aus. Die Me-
dien griffen diese zu dieser Jahreszeit sehr eingängi-
ge Forderung auf, wozu auch die spektakulären
Aktionsformen beitrugen (Pierru 2000). So wurden
z.B. am 7. Januar 1998 an die 30 kommunale Be-
hörden (Arbeitsagenturen oder Arbeitslosenkassen,
ANPE und ASSEDIC) von Erwerbslosen landesweit
besetzt, was zuweilen die ‚Geiselnahme‘ des Per-
sonals einschloss (Chabanet 2002). Die Aktionen
und wohlwollenden Medienberichte schufen hohe
öffentliche Zustimmungswerte, die nach Umfra-
geergebnissen bei einer 65%igen Unterstützung der
Proteste lagen (Maurer/Pierru 2001: 371).
An den Protesten der späten 1990er Jahre waren
viele lokale Erwerbsloseninitiativen aktiv beteiligt.
Schätzungen zufolge gibt es ein breites Netz von
über 8000 Organisationen, die sich für die Belange
der Arbeitslosen auf der lokalen Ebene einsetzen
(Maurer/Pierru 2001: 378). Neben kommunalen,
kirchlichen oder freien Trägern, von denen die
meisten primär Beratungs- und Dienstleistungs-
tätigkeiten übernehmen, sind vor allem vier landes-
weite Organisationen zu nennen, die mehr Wert auf
politische Arbeit legen: le Mouvement national des
chômeurs et précaires (MNCP), l’Association pour
l’emploi (APEIS), l’Association de défense et d’en-
traide des chômeurs (ADEC) und die comités de
chômeurs der Confédération Générale du Travail
(CGT chômeurs). Gemein ist ihnen ein gewerk-
schaftliches Selbstverständnis, da sich MNCP,
APEIS und CGT chômeurs als Arbeitslosengewerk-
schaften verstehen und in der Vertretung der Inte-
ressen Arbeitsloser gegenüber kommunalen Behör-
den (z.B. den Arbeitslosenkassen) ihre zentrale
Aufgabe sehen (Royall 1998). Allerdings bestehen
zwischen den verschiedenen Erwerbsloseninitia-
tiven vor Ort beträchtliche Differenzen und Inte-
ressengegensätze, weshalb sich auf lokaler Ebene
jeweils hochgradig fragmentierte und auf Konkur-
renzbeziehungen aufbauende Organisationsfelder
etablierten. Für die Entwicklung der nationalen
Protestdynamik waren diese Verhältnisse ebenso
nachteilig wie die dominante Zielsetzung der loka-
len Erwerbslosenarbeit, da diese vornehmlich Hilfe-
stellungen zur Bewältigung des Alltags Arbeitsloser
(Beratung, Dienstleistung und Vertretung unmittel-
barer Anliegen Erwerbsloser gegenüber den Behör-
den) leisteten.
Zum besseren Verständnis der Proteste von 1994
bis 1998 muss deshalb vielmehr auf veränderte
Kontextbedingungen verwiesen werden. Die kurzen
Schilderungen haben nämlich angedeutet, dass sich
die Interessen der Arbeitslosen mit der breiten Op-
position gegen die von den konservativen Regierun-
gen verfolgten Sozialreformen deckten. Bereits
Edouard Balladur hatte 1993 einen Versuch unter-
nommen, das Defizit der Arbeitslosen- und Renten-
versicherungen zu senken. Vor allem aber Jacques
Chirac und sein Ministerpräsident Alain Juppé for-
cierten 1995 ein Sparprogramm, das tiefe Einschnit-
te in fast alle Bereiche des Sozialversicherungssys-
tems vorsah (Chopart/Eme/Laville/Mouriaux 1998).
Die sich abzeichnende Interessenkongruenz zwischen
Arbeitslosen und Gewerkschaften stellt somit einen
ersten wichtigen Erklärungsfaktor für die Protest-
dynamik dar. Allerdings sollte auf Grund dieser
Kongruenz nicht vergessen werden, dass es ein tie-
fes gegenseitiges Misstrauen zwischen beiden La-
gern gab (Combesque 1998). Die etablierten Ge-
werkschaften – die parteilich unabhängige Force
Ouvrière (FO), die kommunistische Confédération
Générale du Travail (CGT), aber vor allem die sozi-
aldemokratisch orientierte Confédération Démo-
cratique du Travail (CFDT) – standen einer Organi-
sierung des ‚Lumpenproletariats‘ skeptisch, wenn
nicht ablehnend gegenüber. Dies zeigte sich auch
daran, dass Arbeitslose bis heute nicht Mitglied ei-
ner Gewerkschaft sein können, sehen wir von der
CGT ab, die gegen Ende der 1970er Jahre eine eige-
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ne Gewerkschaftsgliederung aufbaute: die comités
de chômeurs CGT. Die Arbeitslosenverbände und
-bündnisse wiederum sprachen den etablierten Ge-
werkschaften eine Mitschuld an den anvisierten Re-
formen zu, denn in Frankreich sind die Sozialpart-
ner (Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände) für
die Arbeitslosenkassen verantwortlich. Der Staat
arbeitete deshalb seit 1993 mit den Gewerkschaften
und Arbeitgebern an Abkommen zur Eindämmung
der finanziellen Schwierigkeiten. Diese Reformvor-
haben wurden zwar von FO und CGT letztlich
nicht unterzeichnet; die CFDT zeigte sich aber wei-
terhin gesprächsbereit, was ihr viel Kritik aus den
Reihen der Arbeitsloseninitiativen einbrachte.
Wenn die großen Gewerkschaftsverbände als politi-
sche Unternehmer oder Sponsoren ausfielen, so
fehlte es den Arbeitslosenorganisationen dennoch
nicht an Unterstützern. Ein wichtiger Katalysator
der Protestwelle war ein Aufruf gegen ‚Resignation
und Exklusion‘, der im Oktober 1993 in einer lin-
ken Gewerkschaftszeitschrift, Collectif, erschien,
und der zur Gründung lokaler Bündnisse aufrief,
die sich unter dem Schlagwort Agir contre le chô-
mage! (AC!) auf lokaler Ebene formierten. Im Jahr
1994 entstand hieraus ein nationales Aktionsbünd-
nis unter gleichem Namen, welches die bestehenden
Arbeitslosenverbände (MNCP, APEIS und ADEC)
zum ersten Mal organisatorisch zusammenführte
und auf diese Weise deren Mobilisierungspotenziale
stärkte. Diese Aktivitäten wurden auch von einer
Vielzahl von Verbänden (z.B. Droit au logement,
Droits Devant!, La ligue des droits de l’homme,
später ATTAC) und Intellektuellen (z.B. Pierre
Bourdieu, Alain Lipietz) unterstützt, die für das er-
höhte Medieninteresse mitverantwortlich waren.
Vor allem fungierten aber linke Gewerkschaften als
politische Unternehmer oder Sponsoren (Royall
1998, Maurer/Pierru 2001, Demazière/Pignoni
1998). Zum einen konnte AC! mit der finanziellen,
logistischen und ideellen Unterstützung dieser Or-
ganisationen rechnen: Zu nennen sind hier vor al-
lem Gewerkschaften aus dem Umfeld der Groupe
des Dix, so etwa die Solidarité, Unité, Democracie
(SUD-Post und Telekommunikation), das Syndicat
National Unifié des Impôts (SNUI), die Fédération
Syndicale Unitaire (FSU), das Syndicat National
des Journalistes (SNJ), die Jeunesse Ouvrière Ca-
tholique sowie einzelne Gliederungen der großen
Gewerkschaftsverbände (z.B. CGT Finances und
CFDT en lutte). Zum anderen ist darauf hinzuwei-
sen, dass die CGT chômeurs von Anfang an Arbeits-
lose mobilisiert und eigene Aktionen durchgeführt
hat. Bei den Protesten der 1990er Jahre leisteten
diese Arbeitslosenausschüsse einen ganz entschei-
denden Beitrag zu den landesweiten Protesten.
Beispielsweise waren die Aktionen zur „prime de
Noël“ des Jahreswechsels 1997-1998 durch diese
propagiert und lanciert worden.
Diese Beobachtungen verdeutlichen, dass sich die
Gewerkschaftslandschaft Frankreichs für die Mobi-
lisierung von Arbeitslosen als sehr förderlich er-
wies, da sie politischen Unternehmern zuspielte.
Der Organisationsgrad französischer Gewerkschaf-
ten war und ist insgesamt sehr niedrig und verzeich-
nete in der Zeit zwischen 1980 und 1995 einen er-
staunlichen Rückgang von 18% auf 9% (OCED,
1997), weshalb das Interesse an einer Erweiterung
der gesellschaftlichen Basis gewerkschaftlicher Ar-
beit gerade unter den kleinen Verbänden sehr groß
war. Begünstigend war auch die fragmentierte
Struktur der Gewerkschaftslandschaft (Traxler
2003, Ebbinghaus/Visser 1997), denn auf Grund
der ideologischen Antagonismen zwischen den
Richtungsgewerkschaften war es seit den 1980er
Jahren immer wieder zu gewerkschaftsinternem
Dissens und zu Gewerkschaftsabspaltungen und
-neugründungen gekommen (Maurer/Pierru 2001,
Combesque 1998). Diese Gewerkschaftsdissidenten
waren zum politischen Unternehmertum prädesti-
niert, denn es handelte sich um gewerkschaftliche
Außenseiter, die nur kleine und mitgliedsschwache
Verbände hinter sich wussten – bedenkt man, dass
z.B. die in der Groupe des Dix vertretenen Gewerk-
schaften zusammen nur ca. 60.000 Mitglieder zäh-
len. Dies ließ sie die Zusammenarbeit mit den Ar-
beitsloseninitiativen suchen. Ebenso waren sie
daran interessiert, die Themen und Forderungen
von Arbeitslosen im Zentrum der öffentlichen Auf-
merksamkeit zu belassen, da sich die linken Ge-
werkschaftler gegenüber den etablierten, großen
Gewerkschaften sowie gegenüber den Regierungen
durch einen breiteren gesellschaftlichen Kampf ge-
gen soziale Ausgrenzung zu profilieren suchten
(Chabanet 2002).
Diese linken Dissidenten bildeten damit auch eine
Brücke zu den Intellektuellen und den universitären
Kreisen sowie zu den erstarkenden Globalisierungs-
kritikern, für die der Kampf von Arbeitslosen und
prekär Beschäftigten zu einem Fanal gegen die neo-
liberale Durchrationalisierung der Gesellschaft
wurde. Die Allianz der Erwerbslosen mit linken
Gewerkschaftlern, Intellektuellen und Globalisie-
rungskritikern führte folglich zu einer Politisierung
der traditionellen Arbeitslosenverbände (Salmon
1998). Sie half zugleich, eine programmatische Sys-
temkritik zu entwickeln, die dem Kampf von Ar-
beitslosen eine symbolische, gar paradigmatische
Qualität verlieh. Damit konnte man die Aufmerk-
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samkeit der Medien wie auch der breiteren Öffent-
lichkeit auf sich ziehen (Royall 1998, Pierru 2000).
Die Tatsache, dass die Fremdhilfe der Gewerkschaf-
ten nicht ohne Eigeninteresse vergeben wurde, war
ein wichtiger Grund für das Misstrauen, das die Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Akteure – neben
den ohnehin gegebenen ideologischen Meinungsver-
schiedenheiten – weiterhin belastete (Combesque
1998). In diesem Sinne lässt sich von einer kompeti-
tiven Kooperation zwischen den Arbeitslosenver-
bänden und den Gewerkschaftsdissidenten spre-
chen. Indikativ hierfür ist die Tatsache, dass die
Arbeitslosenverbände MNCP und APEIS zwar akti-
ves Mitglied von AC! waren, bei den Protesten auf
lokaler und nationaler Ebene AC! aber nicht als al-
leiniges Sprachrohr nutzten, sondern selbständig
und neben AC! in Erscheinung traten. Hinzu kam
die aktive Mobilisierung durch die CGT chômeurs,
die sich ebenfalls nicht der gemeinsamen Interessen-
vertretung durch AC! unterordneten. Das kompeti-
tive Verhältnis zwischen den verschiedenen Akteu-
ren stellte sich für die Dynamik der Proteste aber
als durchweg förderlich heraus, wie Valocchi
(1990) bereits für die US-amerikanischen Proteste
der 1920er Jahre gezeigt hat. Denn AC!, die drei
Arbeitslosenverbände und vor allem CGT chô-
meurs waren an der Koordinierung gemeinsamer
Proteste zwar interessiert, richteten ihre Energien
aber vor allem auf die Durchführung eigener Aktio-
nen. Dieses belebende Element der Protestkonkur-
renz hatte aber auf der anderen Seite zur Folge, dass
die Bündnisse, auf denen die Protestepisoden als
Ganzes beruhten, stets krisenanfällig und fragil
blieben. Die nationalen Protestaktivitäten wurden
zwar von einem relativ kleinen Kreis von Aktivisten
organisiert (Chabanet 2002, Combesque 1998,
Royall 1998), die über beträchtliche Kontakte und
Kompetenzen in der politischen Arbeit mit Mitglie-
dern, Verbänden und Medien verfügten. Trotzdem
konnten die gemeinsamen Proteste den interessen-
und zweckgebundenen Charakter der Bündnisse
wie auch die ideologischen Differenzen und ver-
bandlichen Eigeninteressen der jeweiligen Akteure
nicht überwinden. Schlussendlich besaßen die fran-
zösischen Proteste aus diesen Gründen eindeutig
episodischen Charakter. Nach dem Höhepunkt der
Aktionen zur Jahreswende 1997/1998 konnten diese
nur noch durch die Externalisierung und Europäisie-
rung der Proteste (Chabanet 2002) am Leben gehal-
ten werden. Hier ist auf die Europäischen Märsche
gegen Arbeitslosigkeit, ungeschützte Beschäftigungs-
verhältnisse und Ausgrenzung hinzuweisen, die 1997
und 1999 unter maßgeblicher Mitwirkung der fran-
zösischen Akteure durchgeführt wurden, und die
auch in Frankreich die Aufmerksamkeit auf die
französischen Aktionen und Forderungen lenkten.
3.2 Arbeitslosenproteste in Deutschland
In Deutschland hatten wir es bis zum Jahr 1998
ausschließlich mit vereinzelten nationalen Aktionen
von Arbeitslosen zu tun, die so gut wie nicht wahr-
genommen wurden.7 Ab Februar 1998 fanden na-
tional koordinierte, monatliche Aktionstage statt,
die von den französischen Vorbildern inspiriert wa-
ren und in über 250 Städten dezentral organisiert
wurden (Beier 1999). Deutschlandweit brachten
diese Proteste jeweils bis zu 50.000 Teilnehmer auf
die Straße (KOS 1998). Anders als in Frankreich
standen diese Aktivitäten aber unter dem Einfluss
nationaler Parlamentswahlen, hier den Bundestags-
wahlen vom September 1998. Die Aktionstage rich-
teten sich gegen den ‚sozialpolitischen Kahlschlag‘
der christlich-liberalen Koalition unter Helmut
Kohl und propagierten eine sozial gerechtere Poli-
tik, die sie sich von einer rot-grünen Bundesregie-
rung erhofften. Diese Zielsetzung wurde von einer
breiten Öffentlichkeit geteilt und machte die Protes-
te für die Gewerkschaften und die damaligen Op-
positionsparteien im Bundestag (hier vor allem SPD
und Bündnis 90/Die Grünen) interessant. Nach der
Bundestagswahl fanden die Protestaktivitäten je-
doch schnell ein Ende. Erst im Herbst 2003 und im
Sommer 2004 entstand eine neue Protestwelle, die
sich organisatorisch allerdings stark von den Pro-
testen aus dem Jahr 1998 unterschied (Roth 2005,
Baumgarten 2004), und auf die wir erst in einem
zweiten Schritt eingehen werden.
Die monatlichen Aktionstage vom Frühjahr und
Sommer 1998 können zwar als unmittelbare Reak-
tion auf die französischen Proteste und die Euro-
Märsche vom Jahreswechsel 1997–1998 verstan-
den werden, hätten aber ohne die bestehende
organisationelle Infrastruktur nicht so zügig reali-
siert werden können. In Westdeutschland war im
Laufe der 1970er und 1980er Jahre ein breites Netz
von Organisationen zur Unterstützung von Er-
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7 So gab es beispielsweise am Weltspartag (30.10.) jähr-
lich stattfindende Demonstrationen Erwerbsloser, deren
Teilnehmerzahlen 1995 mit etwa 3500 Demonstranten in
Bonn oder ca. 5000 Personen vor der Bundesanstalt für
Arbeit in Nürnberg (Kanthelhardt 1999: 209) weit unter
den 1998 erreichten Zahlen lagen. Diese Aktivitäten wur-
den von Zusammenschlüssen der Erwerbsloseninitiativen
gemeinsam organisiert. Zur Geschichte der Proteste von
Erwerbslosen in Deutschland von der Weimarer Republik
bis in die 1990er Jahre siehe Rein/Scherer (1993).
werbslosen entstanden, das neben zahlreichen
Wohlfahrtseinrichtungen bis heute alleine über
1000 Erwerbsloseninitiativen und Arbeitslosenkrei-
se für erwerbslose Gewerkschaftsmitglieder um-
schließt. Etwa 500 weitere Initiativen arbeiten eng
mit den Gewerkschaften zusammen (Kanthelhardt
1999: 19). In Ostdeutschland schufen insbesondere
die Gewerkschaften nach der Wiedervereinigung
ein dichtes Netz von Arbeitslosenzentren, die sich
am Vorbild der Erwerbslosenarbeit in Westdeutsch-
land orientierten und durch öffentliche Gelder ge-
fördert wurden, von denen viele jedoch nach Ende
der staatlichen Förderung aufgegeben wurden (Ni-
kolaus 2000: 52). Die Kooperation zwischen den
westdeutschen Initiativen setzte schon gegen Ende
der 1970er Jahre ein und führte seit 1982 zu regel-
mäßigen Treffen auf Bundesebene (Gallas 1994,
Rein/Scherer 1993), aus denen dann auch die natio-
nalen Organe der Interessenvertretung von Er-
werbslosen und Sozialhilfeempfängern hervorgin-
gen: 1982 die Bundesarbeitsgruppen der Initiativen
gegen Arbeitslosigkeit und Armut (BAG), die sich
1999 auflösten und im selben Jahr durch die Bun-
desarbeitsgemeinschaft Erwerbslose (BAG-E) er-
setzt wurden; 1991 die BAG Sozialhilfeempfänger
(BAG-SHI), die sich 2004 mit der BAG-E zur Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Erwerbslosen- und So-
zialhilfeempfänger (BAG-SHI) zusammenschloss.
1986 wurde die Koordinierungsstelle gewerkschaft-
licher Arbeitslosengruppen (KOS) gegründet, und
seit dem Jahr 1990 gibt es den Arbeitslosen-
verband, der insbesondere in Ostdeutschland aktiv
ist (Nikolaus/Klippstein 2000). Zur Abstimmung
bundesweiter Aktivitäten dient seit 2000 auch der
Runde Tisch der Erwerbslosen- und Sozialhilfe-
initiativen, womit sich eine dezentrale Organisa-
tionsstruktur fortschrieb. Einer Tradition der deut-
schen Bürgerinitiativbewegungen folgend, hatten
sich die westdeutschen Akteure nämlich immer wie-
der gegen Versuche gewandt, aus diesen dezentra-
len Netzwerken feste Organisationsstrukturen etwa
im Sinne eines hierarchischen Dachverbands zu ma-
chen (Wolski-Prenger 2000, Gallas 1994).
Das beschriebene Netzwerk von Arbeitsloseninitia-
tiven war auch ohne einen zentralen Dachverband
für die Organisation der nationalen Aktionstage
förderlich, da vor allem lokale Proteste mit relativ
geringem Aufwand organisiert werden konnten.
Allerdings muss die Genese national koordinierter
Aktionstage im Jahre 1998 vor allem auf die förder-
liche Rolle von politischen Unternehmern und
Sponsoren – insbesondere der KOS – zurückgeführt
werden. Diese rief die lokalen Initiativen mit Blick
auf die monatlichen Aktionstage zu Protesten auf,
unterbreitete Ideenvorschläge, ermunterte zu Akti-
vitäten und dokumentierte diese, um sie dann für
die Medienarbeit zentral zu nutzen. Die Tatsache,
dass die KOS im Wesentlichen von den Gewerk-
schaften gefördert wurde, öffnet den Blick für die
logistische, politische und ideelle Unterstützung der
Arbeitnehmervertretungen, die für die Organisation
und Sichtbarmachung bundesweiter Proteste von
großer Bedeutung waren. Ein wichtiges Indiz für
die katalytische Funktion der Gewerkschaften ist
die Tatsache, dass die monatlichen Proteste auf ei-
nen Aufruf zurückgingen, den die KOS gemeinsam
mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB),
neun Einzelgewerkschaften (IG Metall, ÖTV, HBV,
IG Medien, GEW, IG Bau, GHK, NGG, DPG) und
den Zusammenschlüssen der Arbeitslosen- und So-
zialhilfeinitiativen lanciert hatte (KOS 1998).
Ebenso wie im französischen Fall haben somit Drit-
te dazu beigetragen, die Aktivitäten der Erwerbs-
loseninitiativen aus ihrem angestammten lokalen
Kontext herauszulösen und zu politisieren. Anders
als in Frankreich aber blieb diese externe Unterstüt-
zung primär auf die Gewerkschaften beschränkt,
denn bei den Protesten des Jahres 1998 spielten uni-
versitäre Kreise, Künstler und Intellektuelle ebenso
wenig eine Rolle wie Kirchen und Wohlfahrtsver-
bände oder Globalisierungskritiker. Die Zentralität
der Gewerkschaften und die damit einhergehenden
Beziehungsstrukturen zwischen Arbeitsloseninitiati-
ven und Arbeitnehmervertretungen sind folglich zu
einem Großteil für den Protestverlauf dieser Mona-
te verantwortlich.
Die Nähe zu den Gewerkschaften machte durchaus
Sinn, denn die Unterstützung durch den DGB, vor
allem aber durch die IG Metall und ver.di (bzw. die
Vorgängerorganisationen), half bei der organisato-
rischen Koordinierung der Proteste, verlieh den For-
derungen von Arbeitslosen politisches Gewicht und
eröffnete ihnen einen Zugang zur massenmedialen
Öffentlichkeit. Die großen Gewerkschaftsverbände
hatten bis in die 1990er Jahre zwar wenig Wert auf
die Organisierung von Arbeitslosen gelegt, weshalb
der Anteil arbeitsloser Gewerkschaftsmitglieder
lange Zeit weit unter der Arbeitslosenquote lag (Eb-
binghaus 2002). In wichtigen Einzelgewerkschaften
wurde die Mitgliedschaft von Erwerbslosen aber im
Laufe der 1980er Jahre satzungsmäßig verankert
(Hassel 1999: 87). Die Bemühungen um eine Erhö-
hung der Mitgliedszahlen spielten hier sicherlich ei-
ne Rolle, denn der Organisationsgrad von Erwerbs-
personen in deutschen Gewerkschaftsverbänden ist
seit der Wiedervereinigung rückläufig und sank
zwischen 1991 und 2000 von 38% auf 27%. Aber
auch die wachsende Massenarbeitslosigkeit ist da-
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für verantwortlich, dass immer mehr Gewerk-
schaftsmitglieder erwerbslos sind (Ebbinghausen
2002).
Das Interesse an der Organisierung Erwerbsloser
unterschied die Situation in Deutschland von der
in Frankreich und erklärt die deutliche Präsenz
von gewerkschaftlichen Arbeitsloseninitiativen, die
schätzungsweise ein Drittel aller Erwerbslosenini-
tiativen stellten. Diese Gruppen bildeten eine wich-
tige Schnittstelle zwischen den Erwerbslosennetz-
werken und den großen Gewerkschaftsverbänden.
Über die Delegiertenversammlungen oder Ortsver-
eine (IG Metall) bzw. über Erwerbslosenausschüsse
(ver.di) nutzten diese Gruppen die Möglichkeit, in-
nergewerkschaftliche Positionen mit zu prägen.
Diese Initiativen rechnen es sich als Erfolg an, die
Gewerkschaften seit Ende der 1980er Jahre für Ar-
beitslosigkeit als gesellschaftspolitisches Thema
sensibilisiert (Kieser 1988: 44) und damit auch den
Boden für die gewerkschaftliche Unterstützung im
Jahr 1998 bereitet zu haben.
Die strategische Allianz mit den Gewerkschaften
war in Deutschland von verbandlichen Gelegen-
heitsstrukturen geprägt, die sich aber sehr deutlich
von denen in Frankreich unterschieden (Traxler
2003, Ebbinghaus/Visser 1997). Während wir es im
letzteren Fall mit Gewerkschaftsdissidenten zu tun
hatten, die eine Vereinnahmung der Arbeitslosen
angesichts der eigenen Schwäche und der breiten
Bündnisse weder betreiben konnten noch wollten,
entwickelten sich die deutschen Proteste der Er-
werbslosen im Windschatten der großen Gewerk-
schaftsverbände. Obschon den einzelnen Gewerk-
schaften „Branchenegoismen“ (Hensche 1997: 41)
sowie unterschiedliche Interessenlagen und Posi-
tionen zuzuschreiben sind, haben wir es doch mit
mitgliedsstärkeren, zentralisierten Einheits- und
Industriegewerkschaften zu tun, die ein größeres
Repräsentationsmonopol und damit auch eine ent-
sprechende Verhandlungs- und Definitionsmacht
gegenüber ‚schwachen Interessen‘ zur Geltung
brachten. Erwerbsloseninitiativen beklagten sich
deshalb, die Gewerkschaften hätten ihre Aktivitä-
ten letztlich zu kontrollieren versucht. Auch hätten
sie die Bemühungen um autonome Organisations-
strukturen wenig unterstützt oder gar unterminiert
und die Koordinierung der Proteste des Jahres 1998
nicht in allen Belangen aktiv gefördert, zum Teil so-
gar eher torpediert (zur Vorgeschichte Rein/Scherer
1993). Des Weiteren litt die öffentliche Sichtbarkeit
der Arbeitslosenproteste und -initiativen unter dem
Führungsanspruch der Gewerkschaften, denn die
Medien konzentrierten ihre Berichterstattung auf
Grund eingespielter Kontakte fast ausschließlich
auf diese. Damit sank auch die Definitionsmacht
der Erwerbsloseninitiativen, denn obwohl auch
deutsche Arbeitslosengruppen deutliche, z.T. radi-
kale Systemkritik übten, kam hiervon wenig in der
Öffentlichkeit an. Die in den Medien vermittelten
Protestforderungen beschränkten sich auf Grund
des starken Einflusses der großen Gewerkschafts-
verbände hauptsächlich auf arbeitsmarkt-, beschäf-
tigungs- und sozialpolitische Einzelfragen, die an
Regierungsagenden gekoppelt waren.
Die katalytische Rolle der Gewerkschaften ist des-
halb auch für das schnelle Abflauen der ersten Pro-
testepisode mitverantwortlich, denn nach der Bun-
destagswahl vom September 1998 hielten sich die
Gewerkschaften bei der Unterstützung politischer
Aktivitäten der Erwerbslosen zurück, um die er-
hoffte neue Regierungspolitik Fahrt gewinnen zu
lassen und eventuell in ihrem Sinne beeinflussen zu
können. Im Laufe der zwei Legislaturperioden fan-
den Reformprojekte der Koalition dann auch den
Zuspruch der Gewerkschaften,8 da die Bekämp-
fung der Massenarbeitslosigkeit den Gewerkschaf-
ten wichtiger wurde als die Verteidigung der sozia-
len Rechte Arbeitsloser.9 Allerdings lavierten die
Gewerkschaftsführungen zwischen einer vorsichti-
gen Unterstützung der Regierung Schröder und der
Kritik an den angestrebten Reformen, die vor allem
aus den Reihen der Erwerbsloseninitativen und der
lokalen Gewerkschaftsgliederungen kam. Kenn-
zeichnend für diese Situation sind die Massen-
demonstrationen der Jahre 2003 und 2004, die über
das ambivalente Bündnis zwischen Arbeitslosen
und Gewerkschaften letztlich entscheiden sollten.
Die von der rot-grünen Bundesregierung prokla-
mierte Agenda 2010 und die anvisierten Hartz-Re-
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8 Beispielsweise beschloss die Bundesregierung 1999 er-
hebliche Sparmaßnahmen zu Lasten der Erwerbslosen –
ohne nennenswerten Widerspruch der Gewerkschaften.
Im Januar 2002 verabschiedete die Bundesregierung das
Job-AQTIV Gesetz, das von den Gewerkschaften gelobt
wurde und verschärfte Zumutbarkeitsregelungen enthielt.
Während der zweiten Legislaturperiode fanden auch die
Pläne zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe den Zuspruch der Gewerkschaften (Wompel 2002).
9 Diese Distanzierung zeigte sich beispielsweise an der
Tatsache, dass die weitere Finanzierung der Koordinie-
rungsstelle durch die Gewerkschaften Anfang des Jahres
2002 kurzzeitig in Frage gestellt wurde. Seit 2002 liegt der
Schwerpunkt der KOS auch nicht mehr bei der politischen
Mobilisierung Erwerbsloser, wie ein Vergleich der Inter-
netseiten der KOS (www.erwerbslos.de) von 2001 und
2003 zeigt. Bedeutsam ist außerdem, dass der Bundes-
erwerbslosenausschuss von ver.di den Runden Tisch der
Erwerbslosen- und Sozialhilfeinitiativen im November
2002 verließ.
formen bildeten nämlich den Anlass für die Grün-
dung von lokalen Anti-Hartz- bzw. Anti-Agenda-
2010-Initiativen und -Bündnissen, die seit 2002
vielerorts entstanden, und an denen sich neben
Erwerbsloseninitiativen, Sozialhilfeorganisationen
und Globalisierungskritikern auch lokale Gewerk-
schaftsgliederungen beteiligten. Die Massendemonst-
ration zum 1. November 2003 in Berlin, an der ca.
100.000 Menschen teilnahmen, ging maßgeblich
aus diesem bundesweiten Netzwerk von Anti-
Hartz-Gruppen hervor, wurde aber vom Deutschen
Gewerkschaftsbund nicht unterstützt. Die Gewerk-
schaftsführung versuchte sich erst in Reaktion auf
diese Demonstration an die Spitze der Proteste zu
setzen. Sie organisierte nationale Kundgebungen
am 3. April 2004 in Berlin, Stuttgart und Köln, die
eine halbe Million Menschen auf die Straße brach-
ten, um gegen die Sozialpolitik der Bundesregierung
zu protestieren. Obwohl die genannten Anti-Hartz-
Bündnisse an der Vorbereitung beteiligt waren, bil-
deten diese Kundgebungen eher das Ende der
schwierigen und wechselvollen Allianz zwischen Er-
werbslosen und nationalen Gewerkschaftsverbän-
den, da sich die Erwerbsloseninitiativen auf den
Massendemonstrationen vom April 2004 weit-
gehend marginalisiert fühlten. Als die DGB-Spitze
den Reformprozess der Agenda 2010 kurz danach
als unumkehrbar bezeichnete, kam es von Seiten
der Erwerbsloseninitiativen zum Bruch mit der Ge-
werkschaftsführung.
Mit den Montagsdemonstrationen des Sommers
2004 entstand daraufhin eine Protestdynamik, die
auf den Aktivitäten der Anti-Agenda-2010-Bünd-
nisse und anderer Sozialforen aufbaute. Diese
Proteste blieben aber weitgehend auf ostdeutsche
Städte beschränkt und entwickelten sich auf der
‚grass-roots‘-Ebene, anfangs sogar auf Initiative
eines nicht-organisierten Einzelnen (Roth 2005,
Baumgarten 2004). Mit dem schnellen Anstieg der
Demonstrantenzahlen und der Ausweitung des Pro-
testes auf mehrere Städte (am 30. August 2004 de-
monstrierten bspw. 11.000 Menschen alleine in den
brandenburgischen Städten) erweiterte sich auch
die organisatorische Basis. An den Aktionen betei-
ligten sich nun auch ATTAC, die PDS, kirchliche
Gemeinden, Sozialverbände sowie lokale Gewerk-
schaftsgliederungen, z.B. von IG-Metall und ver.di.
Im Zuge laufender Landtagswahlen (Saarland,
Brandenburg, Sachsen im September 2004 und
Nordrhein-Westfalen im Mai 2005) gewannen die
Montagsdemonstrationen auch landes- und bun-
despolitische Bedeutung, denken wir bspw. an den
Auftritt von Oskar Lafontaine auf der Montags-
demonstration am 30. August 2004 in Leipzig. Vor
allem linke Parteien (Wahlalternative Arbeit und
soziale Gerechtigkeit, PDS) und einige rechte bis
rechtsradikale Parteien oder Gruppierungen ver-
suchten daraufhin, die Demonstrationen als Wahl-
kampfarenen zu nutzen. Durch diese Akteure wur-
de zwar das öffentliche Interesse an den Protesten
gesteigert, sie können aber eher als Trittbrettfahrer
tituliert werden. Die Montagsdemonstrationen
wurden vielmehr von lokalen Zusammenschlüssen
getragen, die unter dem Namen ‚Sozialbündnisse‘
oder ‚lokale Sozialforen‘ zeichneten. Im Unter-
schied zu den Protesten von 1998 lief die Organisa-
tion ohne die zentrale Koordinierung auf nationaler
Ebene, was der dezentralen Organisationsstruktur
und der örtlichen Verwurzelung der deutschen Er-
werbsloseninitiativen entgegenkam.
Die Montagsdemonstrationen blieben weitest-
gehend eine Sache der neuen Bundesländer, denn
während bspw. am 9. August 2004 ca. 20.000
Menschen in Leipzig, Dessau und Magdeburg auf
die Straße gingen, beteiligten sich in Dortmund,
Köln und Gelsenkirchen am selben Tag nur einige
Hundert Personen. Dies verdeutlicht, dass die Be-
dingungen für ein Überspringen des Protestfunkens
in Ostdeutschland günstiger waren. Zunächst ist
darauf hinzuweisen, dass die Arbeitslosigkeit im
Osten Deutschlands doppelt so hoch ist wie im
Westen (17,3% gegenüber 8,0% im Jahr 2003).
Damit sah sich ein deutlich höherer Anteil der ost-
deutschen Bevölkerung von den angekündigten Ver-
änderungen der Arbeitslosen- und Sozialhilfe-
regelungen direkt oder mittelbar betroffen, die mit
Hartz-IV zum 1. Januar 2005 in Kraft treten soll-
ten. Die Reformvorhaben schürten ein Bewusstsein
der relativen Benachteiligung unter ostdeutschen
Erwerbslosen, da diese gegenüber den westdeut-
schen Leistungsempfängern weniger Arbeitslosen-
geld II bekommen sollten. Bedeutsam ist aber auch,
dass der Anteil von hochqualifizierten Erwerbs-
losen im Osten Deutschlands höher ist. Gerade sie
hatten durch die Hartz IV-Reform größere Leis-
tungskürzungen zu befürchten, weshalb nach Er-
gebnissen einer Umfrage (Roth 2005) etwa die
Hälfte der Teilnehmer einer Montagsdemonstration
am 13. September 2004 die Hochschulreife hatte.
In Bezug auf die Rolle politischer Unternehmer
etablierten sich in den neuen Bundesländern Ver-
hältnisse, die sich den in Frankreich vorherrschen-
den Gelegenheitsstrukturen annäherten. Lokale
Gewerkschaftsgruppen beteiligten sich an den kom-
munalen Bündnissen und unterstützten aktiv die
Aktionen, ohne eine bestimmende Rolle zu über-
nehmen, denn die Gewerkschaften hatten gerade in
den neuen Bundesländern mit einem rasanten Mit-
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gliederschwund10 und einem Reputationsverlust
unter den Erwerbsloseninitiativen vor Ort zu
kämpfen. Demgegenüber gingen die Erwerbslosen-
initiativen bewusst breitere Bündnisse ein, da die
Pluralität der Unterstützer ein Garant für organisato-
rische Autonomie und inhaltliche Themensetzungs-
kompetenz der Erwerbslosen war. Der bewusste Ver-
weis auf die ostdeutsche Bürgerrechtsbewegung von
1989 stellte sich ebenfalls als förderlich heraus, da
die ‚neuen‘ Montagsdemonstrationen eine weit grö-
ßere Unzufriedenheit mit den herrschenden Verhält-
nissen mobilisieren konnten. So klagten die Kund-
gebungen mehr demokratische Mitbestimmung
und eine stärkere Berücksichtigung der Probleme
Ostdeutschlands ein. Die ‚neuen‘ Montagsdemonst-
rationen waren vor dem Hintergrund der genann-
ten Landtagswahlen und der bundespolitisch gras-
sierenden Unzufriedenheit mit der SPD-geführten
Regierung auch für die Medien attraktiv, weshalb
sie zum Sprachrohr Ostdeutschlands auf der bun-
despolitischen Ebene stilisiert wurden. Mit dem
nachlassenden Medieninteresse und den internen
Auseinandersetzungen innerhalb der lokalen Bünd-
nisse (z.B. über die Beteiligung von Politikern und
Parteien) verlor die überregionale Protestdynamik
dann wieder an Kraft.
4. Schlussfolgerungen
Die französischen und deutschen Protestaktivitäten
der Arbeitslosen und prekär Beschäftigten in den
Jahren 1994 bis 2004 verdeutlichen, dass eine Mobi-
lisierung dieser Personengruppen unter bestimmten
Bedingungen möglich ist und sogar Bewegungscha-
rakter erhalten kann. In Frankreich und Deutschland
hatten wir es nämlich mit organisatorisch struktu-
rierten und zeitlich konsolidierten überregionalen
Protestepisoden zu tun. In Bezug auf die eingangs
diskutierten theoretischen Ansätze, die kollektives
Handeln ‚schwacher Interessen‘ eigentlich für eher
unwahrscheinlich halten (u.a. Nußbaum 1999: 40,
Offe 2003: 22ff.), haben wir solche Bedingungen
analytisch benennen und empirisch herausarbeiten
können.
Zunächst verdeutlichen die seltenen Proteste Er-
werbsloser, dass Arbeitslosigkeit kein ausreichender
Auslöser kollektiven Handelns ist, sondern dass es
vielmehr besonderer Anlässe bedarf, die eine inter-
subjektiv geteilte Wahrnehmung relativer Depri-
vationen provozieren und damit eine gemeinsam
erlittene Ungerechtigkeit als symbolischen Refe-
renzpunkt kollektiven Handelns greifbar machen.
Hier ist z.B. auf die Reformpläne der Juppé-Regie-
rung aus dem Jahr 1995 zu verweisen. Für die
Hochphase der Mobilisierung Erwerbsloser spielten
aber vor allem die Reorganisation der französi-
schen Arbeitslosenkassen und die Infragestellung
der ‚prime de Noël‘ zum Jahresende 1997 ebenso
wie die Hartz IV-Reformen und die Einführung des
Arbeitslosengeldes II zum Jahresanfang 2005 eine
protestförderliche Rolle, da sie von Erwerbslosen
als unmittelbare Verschlechterung ihrer Lebens-
situation im Vergleich zu bislang anerkannten Leis-
tungen und als Maßnahme einer kollektiven Aus-
grenzung empfunden wurden.
Doch auch unter diesen Umständen muss individu-
elle Protestteilnahme angesichts hemmender Fak-
toren (z.B. Ressourcenarmut, Resignation und poli-
tische Marginalität) erst subjektiv ‚rational‘ und
tragbar werden. Hier haben wir auf die Bedeutung
von Erwerbslosenorganisationen hingewiesen, denn
diese können auf Grund ihrer Eigenressourcen und
Gruppenstrukturen Anreize zur Teilnahme liefern
und so Proteste über eine kritische Schwelle heben,
was nötig ist, um eine sich selbst verstärkende Pro-
testdynamik in Gang zu bringen, die ihrerseits die
Partizipationsbereitschaft Erwerbsloser erhöht. So
führten bspw. die ersten französischen Proteste der
Jahre 1994/ 1995 vor, dass eine Mobilisierung der
Marginalisierten durchaus funktioniert und sogar
große Resonanz bei Medien und Regierungen er-
zeugen kann. Protestepisoden entfalten somit eine
eigene Dynamik, die von bestehenden Erwerbs-
losennetzwerken aktiv initiiert und weiter getragen
wurde, und die auf der individuellen Ebene auch als
ein Element des politischen ‚capability-building‘
und ‚empowerment‘ beschrieben wurde.
Neben der Bedeutung dieser protestförderlichen
Organisationsnetzwerke konzentrierte sich unsere
Aufmerksamkeit aber hauptsächlich auf die Unter-
stützung durch Dritte – und damit auf die gesell-
schaftlichen und politischen Gelegenheitsstruktu-
ren, innerhalb derer diese Unterstützung gewährt
und Protestallianzen geschmiedet werden. Dieser
Faktor ist für eine Erklärung des überregionalen
Protesthandelns Erwerbsloser unverzichtbar, er-
möglicht es aber darüber hinaus auch, die auffäl-
ligen Unterschiede im Protestaufkommen und -ver-
lauf beider Länder zu verstehen. In der Tat hat der
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10 Nach Angaben von Ebbinghaus (2002) waren die Ge-
werkschaften im Jahr 2000 in Bezug auf den Organisa-
tionsgrad der Erwerbspersonen ähnlich mitgliederstark wie
in den alten Bundesländern. Allerdings ist der Organisa-
tionsgrad zwischen 1990 und 2000 von über 50% auf
Westniveau (ca. 27%) abgesackt, mit weiter fallender
Tendenz.
gezeigt, dass die Bedingungen für eine Mobilisie-
rung von Arbeitslosen in beiden Ländern unter-
schiedlich waren. Unsere Aufmerksamkeit richtete
sich auf die protestförderliche Rolle der Gewerk-
schaften, da sich einige davon angesichts des anhal-
tenden Mitglieder- und Bedeutungsverlustes und
der wachsenden Kritik an den sozialpolitischen Re-
formen der jeweiligen Regierungen als politische
Unternehmer ins Spiel brachten. In diesem Zusam-
menhang haben wir gesehen, dass die länderspezi-
fische Struktur der Gewerkschaftslandschaft, hier
der geringe Organisations- und Konzentrationsgrad
sowie die ideologische Fragmentierung, förderliche
Effekte auf die Mobilisierung von Arbeitslosen
zeigten. In Frankreich waren minoritäre linke Ge-
werkschaftsdissidenten als Unterstützer der Protes-
te von großer Bedeutung. Zwischen den Erwerbs-
loseninitiativen und den kleinen Gewerkschaften
entstand eine Form der hochgradig konfliktiven
und fragilen, kompetitiven Kooperation, die von
ideologischen Differenzen und divergierenden Ei-
geninteressen gekennzeichnet war, und die sich für
die Ausweitung und Radikalisierung der Protest-
ereignisse als förderlich erwies. Die Arbeitslosen
wurden in diesem Zusammenhang zu einem Fanal
eines breiten Kampfes gegen Sozialabbau und Neo-
liberalismus.
Dies gelang in Deutschland zunächst weit weniger,
denn hier spielten die großen Gewerkschaftsverbän-
de eine viel wichtigere Rolle bei der Mobilisierung
und Organisierung der Arbeitslosen wie auch bei
der Koordinierung und Sichtbarmachung der natio-
nalen Erwerbslosenproteste. Die wechselvolle Ge-
schichte der bundesweiten Erwerbslosenproteste
war hier sogar an die sich wandelnden, ambivalen-
ten Positionen der nationalen Gewerkschaftsver-
bände vor und während der rot-grünen Regierungs-
zeit rückgebunden. Allerdings wurde spätestens
nach 2002 deutlich, dass die engen Beziehungen
zwischen der rot-grünen Regierung und den Ge-
werkschaften weiter aufgekündigt wurden. Des
Weiteren erodierten die Repräsentationspotenziale
der Gewerkschaften durch den Mitglieder- und Ein-
flussverlust im Allgemeinen sowie durch den Anse-
hensverlust bei Erwerbsloseninitiativen und Anti-
Hartz-Bündnissen im Besonderen. Damit bewegen
wir uns vor allem in den neuen Bundesländern auf
eine postkorporatistische Zeit zu, zumindest was
die Organisierung, Mobilisierung und Repräsenta-
tion neuer, minoritärer gesellschaftlicher Interessen
betrifft. Diese müssen nun nicht mehr notwendiger-
weise im Windschatten der Gewerkschaften agieren
und erhalten nicht zuletzt auch durch die breiteren
(lokalen) Bündnisse, in denen gewerkschaftliche
Gliederungen aber weiterhin eine Rolle spielen, ei-
nen direkteren Zugang zu medialen Öffentlichkei-
ten. Die unterschiedliche Intensität der Montagsde-
monstrationen in Ost- und Westdeutschland legt
nahe, dass die beiden Teile Deutschlands von einer
solchen Entwicklung unterschiedlich stark erfasst
sind.
Der Protestverlauf in Frankreich und Deutschland
verdeutlicht, dass nationale Erwerbslosenproteste
von Handlungsstrukturen und Kontextbedingun-
gen abhängen, die die Aktivisten nur zum Teil be-
einflussen können. Es ist daher zu erwarten, dass
sie ein fragiles und transitorisches Phänomen blei-
ben. So waren die französischen Proteste auf Grund
der fragmentierten und konfliktiven Allianzstruktu-
ren zwar hochgradig effektiv, aber sehr instabil; sie
konnten sich nur durch eine Externalisierung der
Protestdynamik auf die europäische Ebene für eine
gewisse Zeit am Leben halten. In Deutschland hin-
gen die Proteste von 1998 allzu deutlich von den
Eigeninteressen der Gewerkschaften ab. Die Wie-
dererlangung einer eigenen Definitions- und Orga-
nisationshoheit durch die Arbeitslosen setzte eine
Relokalisierung der Proteste und eine Verbreiterung
der zugrunde liegenden Bündnisse voraus. Letzt-
endlich verdeutlichen die Protestepisoden, dass der
Rückgriff auf lokale Organisations-, Aktions- und
Allianzformen eine ganz entscheidende Rolle bei
der Mobilisierung von Arbeitslosen spielte und
wohl auch weiterhin spielen wird.
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